
Von Cordula Eubel

Berlin - Unmittelbar nach der Bundes-
versammlung setzen die Schuldzuweisun-
gen ein. Gerade hatte die schwarz-gelbe
Koalition eine schwere Schlappe erlitten,
ihr Kandidat Christian Wulff war trotz
komfortabler Mehrheit von Union und
FDP erst im dritten Wahlgang zum Bun-
despräsidenten gewählt wurden, da be-
gannen die Raufereien innerhalb der Op-
position. Die Linke sei unfähig, sich „von
ihrem alten SED- und Stasi-Erbe" zu tren-
nen, schimpfte SPD-Chef Sigmar Gabriel
mit Blick auf die Weigerung der Linkspar-
tei, den rot-grünen Präsidentschaftskan-
didaten Joachim Gauck mitzuwählen. Ga-
briel sei ein „unberechenbarer Krawall-
macher", holzte der Linken-Vorsitzende
Klaus Ernst zurück.

In den Tagen nach der Bundespräsiden-
tenwahl ist noch einmal sichtbar gewor-
den, was sich bereits nach der Landtags-
wahl in Nordrhein-Westfalen gezeigt
hatte: Die Differenzen zwischen dem Füh-
rungspersonal von SPD und Grünen auf
der einen und der Linken auf der anderen
Seite sind gewachsen. Grünen-Fraktions-
chefin Renate Künast sieht eine rot-rot-
grüne Koalition im Bund „in weite Ferne
gerückt". Auch der Versuch des Linken-
Vorsitzenden Ernst, mit der Forderung
nach einem „Oppositionsgipfel" wieder
versöhnliche Töne anzuschlagen, wur-
den von Gabriel als „Ausdruck äußerster
Hilflosigkeit" abgeblockt.

Dass ihre Spitzen so auf Distanz zur
Linken gehen, passt einigen jüngeren Ab-
geordneten nicht, die weiter an einer
Linksoption auf Bundesebene für 2013
arbeiten wollen. So mahnt etwa der Grü-
nen-Bundestagsabgeordnete Gerhard
Schick, die Linke nicht auszugrenzen. In
der Bundesversammlung habe sich zwar
gezeigt, dass die Linkspartei Schwierig-
keiten damit habe, Verantwortung zu
übernehmen. „Es bringt uns nichts, wenn
die Linke in der Schmuddelecke bleibt -
wir müssen sie weiter in die Verantwor-
tung nehmen", fordert Schick. Die drei
Oppositionsparteien seien bislang dann

erfolgreich gewesen, wenn sie Dinge ge-
meinsam vorangebracht und nicht auf
„parteipolitisches Kalkül" gesetzt hätten,
sagt Schick. Und nennt als Beispiel die
Finanztransaktionssteuer. „Da ist es' uns
gelungen, die Regierung zu treiben."
Auch der frühere Juso-Chef Björn Böh-
ning mahnt SPD, Grüne und Linke, sich
nicht während der Sommerpause in der
Opposition zu streiten. „Alle sollten jetzt
mal abrüsten", fordert er. Der SPD-Linke
sieht allerdings auch noch viel Arbeit auf
alle drei Parteien zukommen. Ein linkes

Bündnis müsse auch
ein gemeinsames in-
haltliches Projekt ha-
ben. „Das ist noch
nicht entwickelt
worden."

Trotz der aktuel-
len Misstöne sieht
der SPD-Bundestags-
abgeordnete Frank
Schwabe grundsätz-

lich eine Annäherung. „Es ist einfacher ge-
worden, miteinander zu reden. Die tiefen
Verletzungen aus der Vergangenheit sind
bei vielen nicht mehr vorhanden." In den
Ausschüssen komme es schon jetzt vor,
dass die SPD auch Linken-Anträgen zu-
stimme.

Schwabe, der zu einer Gruppe junger
Parlamentarier von SPD, Linken und Grü-
nen gehört, die Diskussionen über Rot-
Rot-Grün 2013 vorantreiben wollen, sagt
allerdings auch, dies werde nur gelingen,
wenn man über konkrete Inhalte rede. Um
perspektivisch zusammenarbeiten zukön-
nen, müssten die Klärungsprozesse in der
Linken beschleunigt werden. „Bei der Ver-
gangenheitsbewältigung liegt der Ball im
Spielfeld der Linken. Dass die Linkspartei
in die Defensive geraten ist, hat die Bun-
desversammlung gezeigt."

Linken-Chefin Gesine Lötzsch setzt je-
denfalls darauf, „dass alle Beteiligten die
Sommerpause zur Entspannung und zum
verbalen Abrüsten nutzen". Ihr Ziel: im
Herbst gemeinsame Gespräche darüber
zu führen, „wie wir dem Sozialraub in die-
sem Land entgegentreten können".
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